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127. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Spanischen Regierung
über den Personenverkehr

1 2 8 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem Mini-
sterium für Industrie und Handel und dem Ministerium für Finanzen der
Regierung Seiner Majestät des Königs von Nepal andererseits über die An-
erkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr
nach Österreich

127.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER

ÖSTERREICHISCHEN BUNDES-
REGIERUNG UND DER SPANISCHEN

REGIERUNG ÜBER DEN
PERSONENVERKEHR

ARTIKEL 1
Österreichischen Staatsbürgern wird die sicht-

vermerksfreie Einreise nach Spanien für einen
nicht Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt bis
zu drei Monaten gestattet, wenn sie Inhaber
eines der nachfolgenden Reisedokumente sind:

a) gültiger oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufener gewöhnlicher Reisepaß,

b) gültiger Diplomatenpaß,
c) gültiger Dienstpaß,
d) gültiger Personalausweis,
e) gültiger Sammelreisepaß in Verbindung

mit einem amtlich ausgestellten Ausweis,
aus dem die Identität zu ersehen ist,

f) gültiger Schifferausweis.

ARTIKEL 2

Spanischen Staatsangehörigen wird die sicht-
vermerksfreie Einreise nach Österreich für einen
nicht Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt bis
zu drei Monaten gestattet, wenn sie Inhaber
eines der nachfolgenden Reisedokumente sind:

a) gültiger oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufener gewöhnlicher Reisepaß,

b) gültiger Diplomatenpaß,
c) gültiger Dienstpaß,
d) gültiger nationaler Personalausweis (docu-

mento nacional de identidad),
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e) gültiger Sammelreisepaß in Verbindung mit
einem amtlich ausgestellten Ausweis, aus
dem die Identität zu ersehen ist,

f) gültiger Schifferausweis.

ARTIKEL 3

(1) Inhaber österreichischer oder spanischer
Diplomatenpässe oder Dienstpässe, die Mitglieder
der diplomatischen Mission oder einer konsula-
rischen Vertretung des einen Vertragsstaates im
Gebiet des anderen Vertragsstaates oder Ver-
treter des einen Vertragsstaates bei einer inter-
nationalen Organisation sind, die ihren Sitz im
Gebiet des anderen Vertragsstaates hat, oder
einer solchen Organisation als Beamte angehören,
dürfen sich bis 2ur Beendigung ihrer Dienst-
verwendung im Gebiet des anderen Staates
ohne Sichtvermerk aufhalten.

(2) Für die Dauer der Dienstverwendung der
im Absatz 1 angeführten Personen dürfen sich
auch deren mit ihnen im gemeinsamen Haushalt
lebende Familienangehörige im Gebiet des anderen
Vertragsstaates ohne Sichtvermerk aufhalten,
wenn sie selbst Inhaber österreichischer oder
spanischer Diplomaten- oder Dienstpässe sind.

ARTIKEL 4

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und spanischen Staatsbürger, die sich in Spanien
bzw. in Österreich aufhalten, nicht von der
Verpflichtung, die geltenden Gesetze und Vor-
schriften des Aufenthaltslandes einzuhalten.

ARTIKEL 5

Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden Vertrags Staaten behalten sich das Recht
vor, die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem
Lande Personen zu verweigern, die sie als uner-
wünscht ansehen.

ARTIKEL 6

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, auf Er-
suchen des anderen Vertragsstaates jene Personen
zurückzuübernehmen, deren sichtvermerksfreie
Einreise in das Gebiet dieses anderen Vertrags-
staates auf Grund eines der in den Artikeln 1
bzw. 2 erwähnten Reisedokumente gestattet
worden ist, auch wenn diese Personen die
Staatsangehörigkeit des Staates, in den die
Rückkehr verlangt wird, nicht besitzen sollten.

ARTIKEL 7

Mit Ausnahme des Artikels 6 kann jeder der
beiden Vertragsstaaten die Anwendung dieses
Abkommens aus Gründen der Sicherheit, der
öffentlichen Ordnung oder Gesundheit vorüber-
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gehend ganz oder teilweise aussetzen. Sowohl
die Aussetzung •wie deren Aufhebung ist dem
anderen Vertragsstaat unverzüglich schriftlich
auf diplomatischem Wege bekanntzugeben.

ARTIKEL 8

(1) Dieses Abkommen tritt am sechzigsten
Tage nach seiner Unterzeichnung in Kraft.

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Es ist jederzeit kündbar und
tritt drei Monate nach Einlangen der schriftlich
auf diplomatischem Weg vorzunehmenden Kündi-
gung beim Vertragspartner außer Kraft.

ARTIKEL 9

Durch dieses Abkommen werden aufgehoben:
a) der Notenwechsel zwischen der Österrei-

chischen Bundesregierung und der Spani-
schen Regierung über die Aufhebung des
Sichtvermerkszwanges zwischen Österreich
und Spanien vom 10. Juni 1959 1),

b) der Notenwechsel zwischen dem Bundes-
kanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten,
und der Spanischen Botschaft in Wien über
die Abänderung der Sichtvermerksbestim-
mungen für Diplomaten- und Dienstpaß-
inhaber vom 9. und 16. November 1956 2).

GESCHEHEN ZU Wien, am 1. Feber 1978,
in zwei Urschriften in deutscher und spanischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Pahr

Für die Spanische Regierung:

Oreja

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 1 am 2. April 1978 in Kraft.

Kreisky

1) Kundgemacht in BGBl. Nr. 223/1959
2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 241/1956
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128.

(Übersetzung)

A b k o m m e n
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Ministerium für Industrie und
Handel und dem Ministerium für Finanzen
der Regierung Seiner Majestät des Königs

von Nepal andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Das Ministerium für Industrie und Handel
und das Ministerium für Finanzen der Regierung
Seiner Majestät des Königs von Nepal bestätigen,
daß das „Department of Customs" oder die
zuständigen „Customs Offices" der Regierung
Seiner Majestät des Königs von Nepal zur Aus-
stellung von Zeugnissen über den Ursprung und
die handwerkliche Herstellung von Waren zum
Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Ein-
fuhr nach Österreich ermächtigt sind.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse Über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Form-
blatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes):
„Hiemit wird auf Grund der durchge-
führten Kontrollen bescheinigt, daß die in
diesem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und Nepal
sind.
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(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Das Ministerium für Finanzen der Regierung
Seiner Majestät des Königs von Nepal wird jede
Änderung bezüglich des im Artikel 1 genannten
„Department of Customs" oder der zuständigen
„Customs Offices" der Regierung Seiner Majestät
des Königs von Nepal dem Bundesminister für
Finanzen der Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Das „Trade Promotion Centre", Kathmandu,
leistet bei der Prüfung der Echtheit und Ord-
nungsmäßigkeit der Zeugnisse den österreichi-
schen Behörden über deren Ersuchen Verwal-
tungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt zehn Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in zwei Urschriften in eng-
lischer Sprache.

Für den Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie

der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart

Ministerialrat

Für den Bundesminister
für Finanzen der Republik

Österreich:

Dr. Franz Manhart

Ministerialrat
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Für das Ministerium für
Industrie und Handel und das
Ministerium für Finanzen der

Regierung Seiner Majestät
des Königs von Nepal:

Ishwari Lal Shrestha
Minister für Industrie

und Handel

Wien, am 8. November 1977

Kathmandu, am 16. Jänner 1978

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 27. März 1978 in Kraft.

Kreisky


